
Hausbesetzungen in Bochum

- Die Besetzung der Brückstraße 33 im Sommer 1991 -



In der Nacht vom 5. auf den 6. Juni 1991 wurde in der Bochumer Innenstadt das Alte Amtshaus in der
Brückstraße  33  besetzt.  Die  Besetzer*innen wollten  mit  der  Besetzung ein  Kulturzentrum,  sowie  einen
kollektiven Wohnraum für sich schaffen. Wohnraum, den sie so auf dem kargen Wohnungsmarkt für sich
nicht fanden. Sie forderten von der Stadt einen Mietvertrag für das damals 110 Jahre alte Stadtgebäude.

Der Zeitpunkt der Besetzung war günstig gewählt. Am kommenden
Wochenende  fand  der  evangelische  Kirchentag  in  Bochum  und
Dortmund  statt.  Bochum  wurde  von  bundesweit  angereisten
Christ*innen  bevölkert  und  vor  allem  junge,  sozial  engagierte
Christ*innen  zeigten  Interesse  an  der  Besetzung.  Eine  sofortige
Räumung  konnte  sich  die  Stadtverwaltung  in  der  frömmelnden
Stadtatmosphäre  nicht  leisten und schickte  zunächst  den  Stadtrat
und Hauptdezernent  Ulrich Potthast  als  Ansprechpartner vor.  Die
Stadt gab dabei an, für das leerstehende Haus einen Nutzungsplan
zu haben. Das denkmalgeschützte Haus solle renoviert werden und
dann als Flüchtlingsunterkunft dienen. Die Besetzer*innen wiesen
diese Behauptung als Alibi zurück, das lediglich dazu dienen solle
ihre Interessen als Wohnungslose gegen die Wohnraumbedürfnisse
von  Flüchtlingen  auszuspielen.  Fakt  sei,  dass  die  Stadt  über
weiteren Leerstand für ankommende Flüchtlinge verfüge. Das gelte
auch dem eventuellen Ansinnen, in der Brückstraße 33 städtische
Büros einzurichten. Auch dafür gebe es in der Innenstadt genügend
freistehenden  Büroraum.  Sie  forderten  eine  schriftliche
Nichträumungsgarantie und Verhandlungen über Mietverträge. Ihr

Ansprechpartner Hauptdezernent Ulrich Potthast sah sich nicht in der Lage dies zuzusagen. Die Stadt würde
auf ihr  Nutzungskonzept  bestehen.  Zunächst  würde die Stadt  aber auf eine Räumung und Strafanzeigen
verzichten  (RN;  08.06.1991)  Stadtsprecher  Manfred  Gutzmer  hatte  schon  zuvor  auf  das  Ansinnen  den
Besetzer*innen ein befristetes Bleiberecht einzuräumen verlautbaren lassen „So etwas haben wir einmal im
Heusnerviertel  versucht.  Damals  wurde  in  Zusammenarbeit  mit  dem  akademischen  Förderungswerk
übergangsweise Wohnraum für Studenten angeboten. Das hat in einem Fiasko geendet,  die Leute waren
später nicht zur Räumung der Gebäude zu bewegen.“ (RN; 07.06.1991) Um Fronten nicht verhärten zu
lassen, die Besetzer*innen nicht zu kriminalisieren und Zeit für die Suche nach alternativen Wohnraum zu
haben, wolle die Stadt keine Anzeigen stellen und zunächst nicht räumen lassen. So die Zeitungsberichte vor
und während des evangelischen Kirchentags `91.

Zwei Tage nach dem Kirchentag bestand die Stadt weiter auf ihren Forderungen und war den Besetzer*innen
auch mit ihren Angeboten nicht weiter entgegengekommen. Die gut 20 Besetzer*innen wollten aber nicht
getrennt  in  unterschiedlichen  Aus-  und  Übersiedlerheimen  und  Obdachlosenunterkünften  untergebracht
werden. Ein solches Recht stände ihnen als wohnungslose Bürger*innen ehedem zu. Zusammenhängender
Wohnraum  sei  ihnen  wichtig.  Ebenso  das  Anliegen  nach  einem  Kulturzentrum  in  der  Innenstadt.  Die
Besetzer*innen  verkündeten  weiter  bleiben  zu  wollen  und  der  Stadt  zwei  Räume  für  ihre  geplante
Arbeitsgruppe  „Asylbewerber“  abzutreten.  (WAZ;  11.06.1991)  Der  Bahnhof  Langendreer,  die  Roma-
Unterstützer*innen  -  Gruppe,  der  AStA der  RUB,  die  Gruppe  STUNK  (Sozialhilfeempfänger  trachten
unermüdlich  nach  Knete),  die  Grünen  im  Rat  und  der  Mieterverein  unterstützten  mittlerweile  die
Besetzer*innen in ihrer  Forderung nach Miet-  oder  Nutzungsverträgen.  Der  Mieterverein  sah sich auch
genötigt die Falschbehauptungen des Dezernenten Potthast bezüglich angeblich entstehender Mietrechte von
Bewohner*innen bei Kurzzeitnutzung eines Gebäudes zu widerlegen. (RN; 12.06.1991) Potthast kündigte
hingegen  Strafanzeige  wegen  Hausfriedensbruch  im  Falle  des  Nichtverlassens  des  Gebäudes  an.  Die
Besetzer*innen  verlautbarten  dennoch  nicht
ausziehen  zu  wollen.  Bochums  FDP betätigte
sich derweil als Scharfmacher und forderte „mit
Nachdruck,  dem  Rechtsbruch  durch  die
Besetzung unverzüglich zu begegnen.“  Und ihr
Kreisvorsitzender Wolfgang Rudloff verkündete
„Es kann nicht angehen, daß sich Rechtsbrecher
vor  anderen  Wohnungssuchenden  Vorteile
verschaffen.“ (WAZ;  12.06.1991)  Die
Nachbarstadt  Essen  ließ  unterdessen  ein
zeitgleich besetztes Haus in Altenessen räumen.
Auch  dies  war  eine  Woche  zuvor  von  jungen
Wohnungslosen  besetzt  worden  (taz;
12.06.1991).



Eine Woche nach der Besetzung der Brückstraße 33 - am 13.
Juni  -  erstattete  die  Stadtverwaltung  Strafanzeigen  wegen
Hausfriedensbruch  gegen  die  Besetzer*innen.  Daraufhin
stellten  am  gleichen  Tag  die  Grünen  einen
Dringlichkeitsantrag  in  der  Ratssitzung,  die  Strafanzeigen
zurück zu ziehen. CDU und SPD lehnten diesen Antrag ab.
CDU – Fraktionssprecher Friedrich-Wilhelm Müller äußerte
„Wir  wollen  keinen  rechtsfreien  Raum  wie  in  der

Hafenstraße.“ Besetzer*innen und ihre Sympathisant*innen begleiteten die Stadtratssitzung auf der Empore
des Saales und kommentierten das Geschehen mit Trillerpfeifen, Rasseln, Luftschlangen und Konfetti. Auf
Transparenten  forderten  sie  unter  anderem  die  Anwendung  der  Zwecksentfremdungsverortung  für
leerstehenden Wohnraum. (RN; 14.06.1991) 
In einer Presseerklärung vom 17. Juni wiesen die Besetzer*innen die Öffentlichkeit  noch einmal auf die
zahlreichen Halbwahrheiten, Verdrehungen und Lügen der Stadt Bochum hin.

Aber  all  die  Öffentlichkeitsarbeit  via  Volxküche,  Infotische  und  500
gesammelten Unterschriften für den Erhalt von Mietverträgen halfen nicht. Am
19. Juni wurden die Besetzer*innen geräumt. Am Vormittag sperrte die Polizei
die Brückstraße in beide Fahrrichtungen ab, während ein Räumkommando von
der Hinterfront sich mit einem Vorschlaghammer Zutritt zum Haus verschaffte
und in  die  Brückstraße  33  eindrang.  Von gut  zwei  Dutzend Besetzer*innen
trafen die Beamten nur  acht  Personen im Amtshaus an.  Die  Besetzer*innen
wurden aus dem Haus geführt und ihre Personalien aufgenommen. Ihre Habe
zum  Teil  abtransportiert  und  eingelagert.  Sie  selbst  standen  auf  der
gegenüberliegenden  Straßenseite  und  skandierten „Die,  die  unsre  Häuser
killen,  wohnen  in  den  schärfsten  Villen.“  Umgehend  begann  die  Stadt  ein
Amtszimmer im Alten Amt einzurichten. Stadtsprecher Ulrich Wicking dazu:
„Ab  sofort  ist  hier  die  Anlaufstelle  für  Asylbewerber  eingerichtet.“ Diese
Anlaufstelle  bestand  aus  einem  Warte-,  einen  Empfangs-  und  einem
Schreibraum, nahm einen Teil der Parterres ein und fungierte eine längere Zeit
als Asyl-Anlaufstelle. Alle anderen Räume des Hauses blieben ungenutzt.

Kurz nach der Räumung zog die Stadt die Strafanträge zurück. In der WAZ
vom 21.  Juni  hieß es:  „Damit  soll  eine  Kriminalisierung der  jungen Leute
vermieden  werden.  Gleichzeitig  möchte  die  Stadt  mit  diesem  Schritt  zur
Entspannung der Situation erreichen, daß gewaltsame Auseinandersetzungen
auch in Zukunft vermieden werden können.“

Bei  den  Unterstützer*innen  der  Besetzer*innen  wurde  die  Räumung  laut  und  eindeutig  verurteilt.  Die
Forderungen der Besetzer*innen wurden erneut erhoben. Der Mieterverein sah in der sofortigen Einrichtung
der  Anlaufstelle  für  Asylbewerber  eine  billige  Augenwischerei.  Und  die  Grünen  unterstützten  den
Demonstrationsaufruf gegen Wohnungsnot und die Räumung der Brückstraße 33 für Samstag den 22. Juni in
der Bochumer Innenstadt.

Rund 200 Personen demonstrierten an dem folgenden Wochenende für die Forderungen der Besetzer*innen.

(Heiko Koch)















Und ein halbes Jahr später:



Interview mit Karsten

Heiko: Hallo Karsten. Bitte stelle Dich kurz vor

Karsten: Ich bin Karsten und ich habe bis etwa zu meinem 30. Lebensjahr in Bochum gelebt. Ich
bin dann nach Berlin gezogen, da ich in Bochum für mich keine Perspektive mehr gesehen habe. In
Berlin lebe ich jetzt seit knapp 20 Jahren.
Ich bin in der zweiten Hälfte der 80er Jahre zunächst in der SDAJ, dann in der autonomen Antifa
politisiert worden. Die Kämpfe um das Heusnerviertel und die Diskussionen um den Infoladen in
der Kohlenstraße habe ich aber damals nur am Rande mitbekommen.

Was mich damals stark inspiriert  hat,  waren die Besetzer*innenstrukturen
insbesondere  in  Berlin  und  Hamburg  und  das  damit  einhergehende
Lebensgefühl: Die Möglichkeit, durch einen kollektiven Weg zu leben, zu
arbeiten und miteinander umzugehen, die Veränderung der Gesellschaft im
hier  und  jetzt  zu  beginnen.  Ich  war  davon  überzeugt,  dass  die
HERRschenden Angst vor unseren Ideen haben und daher mit so brutaler
Repression gegen unsere Strukturen vorgehen, wie z.B. bei der militärischen
Räumung der Mainzer Straße in Berlin 1990.
Ein  wichtiger  Teil  war  für  mich  damals  auch  die  Schaffung  von
Gegenkultur,  die dieses Lebensgefühl verstärken und Kraft  geben konnte.
Ich habe mich daher  damals entschlossen,  mit  der Band Kommerzinfarkt
meinen Teil dazu beizutragen.

Heiko: Was hast Du 1991 politisch gemacht?

Karsten: Ich war Ende der 80er Jahre in Dahlhausen in einer Antifagruppe aktiv. Inhaltlich haben
wir  uns  an  den  Republikanern  abgearbeitet,  die  damals  in  die  Parlamente  gewählt  wurden.
Ansonsten waren wir eher aktionistisch unterwegs und sind zu bundesweiten Events gefahren. Mit
einigen aus der Gruppe haben wir uns dann 1990 entschlossen, in der Düppelstraße einen Infoladen
aufzumachen. Wir haben damals den Laden mit dem Initiativkreis Gefangenenarbeit IGA geteilt
und mit denen dann im selben Jahr eine Knastdemo zur Krümmede organisiert.

Die Eröffnung des Ladens wurde damals in der Bochumer Szene kontrovers diskutiert, da es ja
vorher schon einmal einen Infoladen in der Kohlenstraße gegeben hatte. Dieser hatte sich nach einer
Vergewaltigungsdiskussion  zerlegt  und ist  letztendlich als  gemischtes  Projekt  gescheitert.  Er  ist
danach  Frauen-Lesben-Laden  geworden.  Der  Stand  der  Diskussion  über  Sexismus  in  eigenen
Strukturen  ließ  aus  der  Sicht  vieler  damals  an  der  Diskussion  Beteiligter  die  Eröffnung  eines
gemischten Ladens nicht zu.
Wir waren damals in der Diskussion zunächst sehr eingeschüchtert,  da wir deutlich jünger (die
Ältesten waren Anfang 20) und dadurch in der Argumentation unterlegen waren und das Klima in
der Szene eher als repressiv empfunden haben. Trotzdem waren wir der Meinung, dass die Debatte
über Sexismus nicht der Eröffnung eines Ladens entgegenstehen sollte, sondern Teil der Praxis sein
muss.
Wir  haben  dann  unser  eigenes  Ding  gemacht  und  viele  Ältere,  die  z.B.  in  der  Roma-
UnterstützerInnengruppe organisiert waren, haben sich dann nicht an dem Laden beteiligt, sondern
weiterhin  den  Bahnhof  Langendreer  als  Treffpunkt  genutzt.  Nachvollziehen  konnten  wir  diese
Entscheidung tatsächlich nicht wirklich, da wir den Bahnhof nie als unseren Laden begriffen haben.

Um eine  stärkere  Wirkung  nach  außen  zu  erzielen,  haben  wir  damals  wöchentlich  eine  Vokü
veranstaltet, wobei wir da ein sehr offenes Konzept hatten. Wir haben dazu aufgerufen, schon zum
Kochen zu kommen, damit auch die Entstehung des Essens ein kollektiver Prozess ist. Das Essen ist
dann  zum  Selbstkostenpreis  abgegeben  worden.  Alkohol  haben  wir  damals  bewusst  nicht
ausgeschenkt,  um  eine  Atmosphäre  von  gegenseitiger  Achtsamkeit  zu  schaffen,  die  keine*N
ausgrenzt. Wir waren der Meinung, dass mit Alkohol Mackerverhalten deutlicher und enthemmter
zu Tage tritt, was dazu führt, dass Frauen sich herausziehen.



Neben dem Infoladen habe wir damals versucht,
neue  Strukturen  zu  schaffen:  So  haben  wir
mehrere  Häuser  besetzt,  um  in  geeigneten
Räumen  kollektive  Lebensformen  praktisch  zu
erproben.  Viele  von uns  haben damals noch bei
ihren Eltern oder alleine gewohnt.

Zudem  habe  ich  damals  die  Band
Kommerzinfarkt  mitgegründet.  Mit  unserer
deutschsprachigen  Punk-Musik  wollten  wir
unsere  politischen  Positionen  einem  größeren
Publikum als Lebensgefühl näher bringen.

Kommerzinfarkt, Antifa-Konzert der Gruppe F.A.U.S.T. (Januar 1998)

Das Ende des Jahres 1991 hat dann mit dem Pogrom gegen Flüchtlinge in
Hoyerswerda einen Wendepunkt dargestellt. Wir hatten zwar vorher schon
punktuell mit der Roma-UnterstützerInnengruppe zusammengearbeitet und
in  diesem Kontext  das  Klima  des  alltäglichen Rassismus  in  Deutschland
kennengelernt,  die  Qualität  der  Bedrohung  hat
aber  nach  Hoyerswerda  deutlich  zugenommen
und  uns  dazu  gezwungen,  auf  die  ständigen
Brandanschläge  und  Übergriffe  zu  reagieren  –
sei es direkt durch Schutz von Unterkünften für
Geflüchtete  oder  durch  Demonstrationen  nach
Anschlägen.  Aber  auch  Aktionen  gegen  den
staatlichen Rassismus, wie z.B. die Blockade des
Bundestages bei der faktischen Abschaffung des
Grundrechtes auf Asyl 1993.

Heiko: Im  Jahr  1991  kam  es  in  Bochum  zu  mehreren  Besetzungen.  So  wurde  im  März  in
Langendreer die Hauptstraße 232 besetzt. Die Brückstraße 33 wurde im Juni besetzt. Am 26. Juli
wurde  eines  der  letzten  beiden  Abbruchhäuser,  die  Heusnerstraße  22,  für  ein  Flüchtlingscafe
besetzt.  Und  im  Oktober  erhielt  das  neu  besetzte  Haus  in  Lottental  einen  befristeten
Nutzungsvertrag.
Ebenso kam es im benachbarten Herne am 9. Mai zu einer kurzfristigen Besetzung und auch in
Essen. Und im April 1992 wurde für knapp zwei Wochen die Ruhrstraße 112 besetzt.

Wie  kam  es  in  Bochum  zu  dieser  kleinen  Besetzerwelle,  die  ungefähr  ein  Jahr  anhielt?  Das
Heusnerviertel  lag  fünf  Jahre  zurück  und  die  nächsten  Besetzungsversuche  waren  die  alte
Feuerwache im Dezember 2020. Das war acht Jahre später.

Karsten: Wir waren zu der Zeit oft in Berlin und Hamburg und stark von dem widerständigen
Leben in den besetzten Häusern inspiriert. Etwas ähnliches, in kleinerer Form, wollten wir auch in
Bochum haben.  Zudem hatten wir von den internationalen Häusertagen in  Hamburg 1991 eine
gewisse Aufbruchstimmung mitgebracht. Es gab so ein Gefühl, Teil von etwas größerem Ganzen zu
sein, da wir gesehen haben, dass es in vielen Ländern Kämpfe um Häuser und Zentren gab. Wir
wollten  unsere  politischen  Ideen  von  Kollektivität  sofort  verwirklichen  und  waren  der
Überzeugung, dass wir damit eine gesellschaftliche Alternative aufzeigen würden.



Heiko: An welchen Besetzungen warst Du beteiligt?

Karsten: Die  erste  Besetzung,  an  der  ich  beteiligt  war,  war  ein  Haus  in  der  Hauptstraße  in
Langendreer. Es war damals schwer, als Gruppe junger Menschen ohne festes, eigenes Einkommen,
ein Haus auf dem klammen, freien Wohnungsmarkt anzumieten. Die Hauptstraße 232 stand leer und
gehörte  der  anthroposophischen  Rudolf  Steiner  Schule.  Wir  haben  uns  daher  gute  Chancen
ausgerechnet,  das  Objekt  letztendlich legalisieren zu können.  In den Verhandlungen zeigte  sich
allerdings schnell, dass die Rudolf Steiner Schule nicht das geringste Interesse daran hatte, uns das
Gebäude zu überlassen. Zudem war das Haus in einem schlechten Zustand. Letztendlich wurde die
Besetzung nach ca. 3 Wochen beendet und das Haus direkt abgerissen.

Wir haben danach begonnen, eine Liste mit leerstehenden Häusern zu
erstellen.  Am  attraktivsten  fanden  wir  das  alte  Amtshaus  in  der
Brückstraße 33 in der Innenstadt,  das wir letztendlich während eines
Kirchentages in Bochum besetzt haben. Es gehörte der Stadt Bochum
und wir wollten in dem Haus ein Autonomes Zentrum und kollektiven
Wohnraum  verwirklichen.  Aber  auch  die  Stadt  Bochum  war  nicht
gewillt,  uns  das  Gebäude  zu  überlassen  und  hat  uns  nach  knapp  2
Wochen polizeilich räumen lassen.

An der Besetzung im Lottental war ich eher am Rande beteiligt. Das
war  damals  eher  so  eine  PR-Aktion  des  AStA  der  Ruhruni  zum
Semesterbeginn.  Die politische Stoßrichtung der  Besetzung hat  mich
nicht so angesprochen. Das Haus gehörte der Uni und das Nachbarhaus
wurde dann auch den Besetzer*innen überlassen.

Da  sich  meine  persönliche  Wohnsituation  auch  in  den  folgenden
Monaten  nicht  verbesserte  –  ich  hatte  nur  eine  Gästestatus  in  der



besetzten Villa auf den Holln – habe ich 1992 nochmal versucht, mit einer Gruppe Freund*innen
ein Haus in der Ruhrstraße in Eppendorf zu besetzen. Um das Haus gab es Erbstreitigkeiten und wir
hofften, dass wir über den Nachlassverwalter einen Vertrag bekommen könnten. Leider hat dieser
uns räumen lassen und dann die Erbengemeinschaft um das Haus geprellt.
Kurz  darauf  bin  ich  fest  in  die  Villa  eingezogen,  wo ich  bis  zu  meinem Wegzug nach Berlin
gewohnt habe.

Heiko: Was kannst Du mir über die Besetzung der Brückstraße 33 erzählen?

Karsten: Wir  wollten  in  dem  Haus  ein  autonomes  Zentrum  mit  Infoladen,  Konzert-  und
Veranstaltungsräumen, Vokü und Wohnprojekt verwirklichen.
Uns war bekannt, dass die Stadt die letzte Besetzung am Nordring sofort räumen gelassen hat und
haben daher den Kirchentag in Bochum als Zeitpunkt der Besetzung gewählt, um erst einmal Zeit
zu gewinnen. Unsere Einschätzung, dass die Stadt während dieser Tage keine negative Publicity bei
dem oft jungen, eher linken Kirchentagsbesucher*innen wollte hat sich dann auch bestätigt.
Wir hatten damals zeitgleich zu der Besetzung massiv Plakate und Flugblätter in der Stadt verteilt
und schon nach kurzer Zeit war das Haus voll mit interessierten Menschen.
Wir  hatten  für  die  erste  Woche  ein  Programm erarbeitet,  dass  aus  politischen Veranstaltungen,
Filmen, Café und Vokü bestand.
Seitens der Stadt Bochum wurden uns Verhandlungen angeboten, die nach Ende des Kirchentages
beginnen sollten.

Die  Bullen  waren  total  angepisst,  dass  sie  uns  erst  mal  nicht  räumen  durften.  Am  ersten
Wochenende nach der Besetzung haben wir damals ein großes Fest mit Konzert veranstaltet. Es
waren wirklich  viele  Leute  da  und die  Bullen  haben total  provoziert.  Sie  sind  z.B.  mit  einem
Streifenwagen am Haus vorbei gefahren und haben „Tanzt ihr nur, wir kriegen euch doch alle!“
durchgesagt. Kurz darauf sind mehrere Sixpacks der Einsatzhundertschaft vorgefahren. Zum Glück
waren alle sehr besonnen, was auch mit Sicherheit daran lag, dass wir, wie in unserem Infoladen in
der Düppelstraße, keinen Alkohol ausgeschenkt haben.

Die Verhandlung mit der Stadt  war dann eine Farce:  Die Zusagen wurden bei jedem Gespräch
weniger. Am Anfang wurde uns zwar mitgeteilt, dass wir zwar nicht im Amtshaus bleiben dürften,
die Stadt uns aber ein anderes Gebäude anbieten würde. Wir haben der Stadt dann unsere Liste mit
leerstehenden, städtischen Häusern überreicht. Da kamen sie schon etwas aus dem Konzept und
haben gesagt, dass sie ja so schlechte Erfahrungen mit dem Heusnerviertel gemacht hätten. Beim
nächsten Termin wurde uns mitgeteilt, dass wir keines der Gebäude haben könnten.
Daraufhin haben wir gefordert, dass die Stadt von der Zweckentfremdungsverordnung Gebrauch
macht, und ein privates, leerstehendes Haus beschlagnahmt und erneut eine Liste vorgelegt. Auch
zu diesem Schritt fehlte der politische Wille.
Wir haben dann noch versucht Druck aufzubauen, indem wir z.B. eine Ratssitzung gestört haben
und viel Öffentlichkeitsarbeit geleistet haben.
Am Ende wurden uns  dann Schlafplätze  in  Obdachlosenwohnheimen angeboten.  Nachdem wir
dieses großzügige Angebot abgelehnt haben, ist  ca.  15 Minuten später  die  Einsatzhundertschaft
vorgefahren und hat uns geräumt.

Heiko: Wie war die Wohnsituation?

Karsten: Da die  Kerngruppe der  Besetzung nur aus  zehn Leuten bestand,  waren wir  die  zwei
Wochen  permanent  am  Limit.  Neben  der  Organisation  des  Alltags  mit  Veranstaltungen  und
Aktionen mussten wir eine Nachtwache organisieren, um uns vor Angriffen von Bullen und Nazis
zu schützen. Das Gebäude war ja ziemlich zentral und sichtbar in der City. Es gab zwar Zuwachs
von  Menschen,  die  praktische  Aufgaben  übernommen  haben,  es  war  aber  trotzdem  ziemlich
stressig.

Heiko: Welche Leute/Spektren haben sich beteiligt? 



Karsten: Die Resonanz in der Szene war erst mal groß. Viele haben sich gefreut, dass es wieder
eine erfolgreiche Besetzung in Bochum gab und sind als Gruppen und Einzelpersonen dann zum
offenen Plenum gekommen. Praktische Unterstützung in der Organisation des Zentrums kam aber
eher von Einzelpersonen. Manche Gruppen haben Veranstaltungen im Haus organisiert.

Heiko: Wie war die Solidarität? 

Karsten: Direkt  nach  der  Besetzung  haben  wir  total  viele  Möbel,  Lebensmittel,  etc.  von
Nachbar*innen bekommen. Viele haben sich echt gefreut, dass endlich wieder Leben in das Haus
kommt. Ein Nachbar hat uns sogar erlaubt, in seinem Wohnzimmer eine Nachtwache aufzustellen,
da die Straße aus seinem Fenster besser einsehbar war.

In  den  Verhandlungen  hat  die  Stadt  versucht,  uns  gegen  Geflüchtete  auszuspielen,  da  sie  das
Gebäude  angeblich  als  Unterkunft  nutzen  wollten.  Daraufhin  hat  die  Roma-
UnterstützerInnengruppe eine Presseerklärung verfasst.
Im Juli wurde ja dann in diesem Kontext noch in der Heusnerstraße besetzt, als selbstverwaltetes
Wohnhaus und Cafè für Geflüchtete.

Auch  der  MieterInnenverein  hat  uns  in  der  Forderung  nach  der  Anwendung  der  Zweck-
entfremdungsverordnung unterstützt.

Ansonsten  haben  Viele  ihre  Solidarität  durch  Nutzung  und  Besuch  des  Zentrums  und  der
Veranstaltungen gezeigt.

Heiko: Was habt ihr nach der Räumung gemacht?

Karsten: Nach der Räumung haben wir noch eine Demo organisiert, die sehr kraftvoll war.
Bei der Kerngruppe war allerdings zu diesem Zeitpunkt die Luft  raus, da wir uns rückblickend
betrachtet als Gruppe übernommen hatten. Teilweise hat auch die Stimmung untereinander darunter
gelitten.

Heiko: Möchtest du abschließend noch etwas hinzufügen?

Karsten: Die Stadt hatte damals natürlich nicht wirklich Verwendung für das alte Amtshaus und hat
dann alibimäßig, wenn ich mich recht erinnere, einen Teil der Ausländerbehörde in ein Stockwerk
des Hauses verlegt.
Die haben uns und die Öffentlichkeit ziemlich verarscht damals, aber das ist wohl der Umgang der
Stadt Bochum mit progressiven Projekten.

Heiko: Danke für das Interview.

(Heiko Koch)



Die Broschüre „Brückstraße 33 besetzt:
https://www.mao-projekt.de/BRD/NRW/ARN/Bochum_Repression_Brueckstrasse.shtml

Flugblatt „Bochum: Brückstraße 33 - Rückblick im Zorn“:
https://www.mao-projekt.de/BRD/NRW/ARN/Bochum_Repression_Hausbesetzungen.shtml

https://www.mao-projekt.de/BRD/NRW/ARN/Bochum_Repression_Brueckstrasse.shtml
https://www.mao-projekt.de/BRD/NRW/ARN/Bochum_Repression_Hausbesetzungen.shtml

